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Die Krux mit Problemen 
und ihren Lösungen
Um 14.20 Uhr referiert ETH-
Professor Frank Schweitzer 
im Saal der Zuschg in 
Schaanwald zum Thema 
«Warum haben Probleme 
keine einfachen Lösungen?». 
Eintritt kostet 10 Franken.
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Wetter Neben immer 
noch vielen Wolken 
auch Sonnen- 
strahlen. Seite 30
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Schwimmen

FL-Athleten kämpfen 
um neue Bestzeiten

SURSEE Mehrere Liechtensteiner 
Schwimm-Cracks messen sich ab 
Freitag an den Schweizer Kurzbahn-
meisterschaften in Sursee mit der 
Konkurrenz.  Seite 21

Inland Die Winzer in Liech-
tenstein haben sich zu einem 
Verband zusammenge-
schlossen. Gründungspräsi-
dent ist Uwe Hoop. Seite 2

Inland 250 Geflohene pro 
Woche: In Liechtenstein be-
obachten die zuständigen 
Stellen die zunehmende ille-
gale Einwanderung am 
Bahnhof Buchs, sehen aber 
aktuell keinen Grund zur 
Sorge. Seite 6

Hintergrund Die lateiname-
rikanische und karibische 
Region durchläuft derzeit ei-
nen neuen Wahlsuperzyklus. 
Zwischen 2020 und 2024 
finden in allen lateinamerika-
nischen Ländern mit Aus-
nahme Kubas Präsident-
schafts- und Parlaments-
wahlen statt. Seite 15

Ausland Österreichs Regie-
rung hat die ersten Auswir-
kungen ihrer verschärften 
Coronamassnahmen noch 
nicht analysiert. Doch bereits 
jetzt werden die ersten Stim-
men aus dem Gegenlager 
laut. Seite 16

Sport Liechtensteins Frau-
en-Nationalteam bestreitet 
noch zwei freundschaftliche 
Länderspiele gegen Gibral-
tar. Nationaltrainer Philipp 
Riedener nominierte 19 Spie-
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doppel. Seite 21

Panorama Die NASA will 
den Asteroiden Dimorphos 
mit einer unbemannten Son-
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damit aus der Bahn lenken 
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ANZEIGE

Die Tageszeitung        für Liechtenstein

Infektionszahlen steigen massiv, 
aber die Hospitalisierungen nicht 
Corona Allein im November verzeichnete Liechtenstein 333 Coronainfektionen, gestern wurde der höchste Tageswert dieses 
Jahres gemeldet. Im Gegensatz zur Situation in Österreich folgen die Spitaleinweisungen diesem Trend bislang aber nicht. 

VON DAVID SELE

55 Neuinfektionen meldete das Amt 
für Statistik gestern. Damit wurde 
am Dienstag der dritthöchste Tages-
wert seit Beginn der Pandemie er-
reicht. Mehr positive Tests innert ei-
nes Tages gab es nur am 23. und 24. 
Dezember 2020, als 62 beziehungs-
weise 60 Fälle verzeichnet wurden.
Seit November 2021 wurden bislang 
333 Einwohner Liechtensteins posi-
tiv getestet. Die meisten sind symp-
tomatisch erkrankt, wie das Ministe-
rium für Gesellschaft gegenüber 
dem «Volksblatt» erklärt. Demnach 
waren zum Zeitpunkt des Tests nur 
54 Personen symptomfrei. Ob sie 
später Symptome entwickelt haben, 
lasse sich aktuell aus Kapazitäts-
gründen nicht erheben. Diese Aus-
kunft weist darauf hin: Das Contact 
Tracing arbeitet im Moment auf 
Hochtouren. Kein Wunder: 189 Per-
sonen sind derzeit aktiv infiziert 
und müssen täglich kontaktiert wer-
den. 230 weitere Personen sind in 
Quarantäne, weil sie Kontakt zu ei-
nem Infizierten hatten.

Zwei Personen im Spital
Unter derart hohen Inzidenzen lan-
deten im vergangenen Jahr viele Co-
vid-Patienten aus Liechtenstein im 
Spital. Die Hospitalisierungen be-
wegten sich vom 26. Oktober 2020 
bis zum 13. Januar 2021 fast konse-
quent im zweistelligen Bereich. Heu-
te sieht die Situation diametral an-
ders aus. Per 16. November benötig-
ten gemäss Amt für Statistik «nur» 
zwei Liechtensteiner Covid-Patien-
ten Spitalbehandlung. 
Auch der Blick in die Schweiz, wo 
Liechtensteins Intensivstationen ste-
hen, stimmt zuversichtlich. Seit dem 
Sommer 2021 steigen die Spitalein-

weisungen nicht mehr im gleichen 
Masse wie die Infektionszahlen. Auf 
den Intensivstationen ist die Lage 
derzeit ruhig. Gut 16 Prozent der In-
tensivbetten sind mit Covid-Patien-
ten belegt – in aller Regel trifft es Un-
geimpfte.

Fälle an Schulen verdreifacht
Wie die Zahlen aus Liechtenstein 
zeigen, verbreitet sich das Virus an-
ders als vor einem Jahr vornehm-
lich in den jüngeren Altersgrup-
pen. Das ist bereits seit Sommer 
2021 der Fall. Am stärksten betrof-
fen sind die 0 bis 19-Jährigen, wo 
die Impfquote nur 20 Prozent be-
trägt. Das liegt vor allem daran, 
dass sich Unter-12-Jährige gar nicht 
impfen lassen können. 
Besonders stark bekommen das die 
Schulen zu spüren. Hier hat sich die 
Lage im November zugespitzt. Vor 

einer Woche berichtete das «Volks-
blatt», dass 25 Schüler mit dem Co-
ronavirus infiziert sind. Sieben Tage 
später hat sich die Zahl mehr als ver-
dreifacht: Per 16. November waren 
81 Schüler coronapositiv, wie das Mi-
nisterium für Gesellschaft auf Anfra-
ge erklärte. Ebenfalls infiziert sind 
11 Lehrpersonen. 8 weitere Lehrper-
sonen und 88 Schüler befinden sich 
in Quarantäne, weil sie Kontakt zu 
einem Infizierten hatten.

3,5 Infektionen pro 1000 Geimpfte
Das Virus tobt sich im Moment also 
vor allem bei den Jüngeren aus. Zu-
genommen haben die Infektionen 
aber freilich in allen Altersgruppen. 
Im Gegensatz zum bisherigen 
Herbst sind im November die Infek-
tionen in der Altersgruppe der 70- 
bis 79-Jährigen nun aber auch wie-
der etwas stärker gestiegen. Ein 

Grund dafür könnte der schwinden-
de Impfschutz sein, schliesslich 
wurden ältere Personen früh ge-
impft. Und gerade bei ihnen lässt 
die Schutzwirkung mit der Zeit 
nach. 
Von den 333 Personen, die sich seit 
dem 1. November angesteckt haben, 
war laut Ministerium für Gesell-
schaft jede vierte geimpft. Zwar ist 
die Inzidenz bei den Ungeimpften 
damit immer noch massiv höher. 
Pro 1000 Ungeimpfte gab es im No-
vember mehr als 18 Infektionen. 
Pro 1000 Geimpfte waren es 3,5. 
Und doch mehren sich die Impf-
durchbrüche. Derzeit werden daher 
in den Altersheimen Auffrischungs-
impfungen verabreicht. Ab kom-
mender Woche haben alle Über-
80-Jährigen die Möglichkeit dazu. 
Ab Dezember sind die Über-65-Jäh-
rigen an der Reihe. Seite 3

 (Symbolfoto: Michael Zanghellini)

Verkehrslösungen FBP-Fraktion reicht Vorstoss 
für kilometerabhängige Motorfahrzeugsteuer ein
VADUZ Die jährliche Pauschalbesteu-
erung der Personenwagen ist nicht 
mehr zeitgemäss, findet die FBP-
Fraktion. So werde die Motorfahr-
zeugsteuer den aktuellen Herausfor-
derungen des bevorstehenden Ver-
kehrskollaps und auch der Klimapo-
litik nicht gerecht. Abhilfe könnte 
stattdessen eine kilometerabhängige 
Abgabe schaffen. Deshalb hat die 
FBP-Fraktion ein Postulat zur Umge-
staltung der Motorfahrzeugsteuer 
eingereicht. Stimmt der Landtag zu, 
wird die Regierung eine solche Um-
gestaltung prüfen, bewerten und ei-
ne Lösung vorlegen. Besonderes Au-
genmerk soll auf der finanziellen 
Gleichbehandlung von in- und aus-
ländischen Verkehrsteilnehmern so-
wie insbesondere auf den ökologi-
schen Komponenten liegen. Dabei 
seien sowohl die gesetzlichen Anfor-
derungen als auch die technische 

Umsetzbarkeit mit den finanziellen 
Folgen für den Staat und die Bevöl-
kerung zu prüfen. Eine finanzielle 
Zusatzbelastung der Bevölkerung 
soll dabei verhindert werden, wie 
die FBP-Fraktion bekräftigt.
«Mit der zunehmenden Elektromobi-
lität, dem steigenden Pendleranteil 
und günstigen Tankmöglichkeiten 
im nahen Ausland verlieren die Mo-
torfahrzeugsteuer wie die Mineralöl-
steuer an Bedeutung», argumentie-
ren die Postulanten. «Neben der öf-
fentlichen Parkplatzbewirtschaftung 
und dem betrieblichen Mobilitäts-
management gibt es derzeit keine 
Möglichkeiten, finanzielle Lenkungs-
massnahmen vorzunehmen, welche 
von der tatsächlichen Belastung der 
Strasseninfrastruktur abhängen.» 
Die FBP-Fraktion möchte es zudem 
der Regierung überlassen, neben 
Road-Pricing-Systemen auch alterna-

tive Modelle für eine Neugestaltung 
der Motorfahrzeugsteuer zu prüfen. 
«Das Mobilitätskonzept 2030 gibt lei-
der keine befriedigenden Lösungen 
preis und aus dem Monitoringbe-
richt 2021 ist zu entnehmen, dass 
keine Aktivitäten zur Prüfung oder 
Umsetzung alternativer Modelle vor-
gesehen sind», so die FBP-Fraktion. 
«Die Postulanten sind der Meinung, 
dass einfache organisatorische oder 
digitale Lösungsansätze mit dersel-
ben Priorität verfolgt werden müs-
sen wie bauliche Infrastrukturmass-
nahmen.» Gerade auch, wie die coro-
nabedingte Einführung von Homeof-
fice beinahe zufällig den bisher ef-
fektivsten Lösungsansatz zur Verbes-
serung der Verkehrssituation auf-
zeigte, machte klar, wie einf luss-
reich organisatorische Verbesse-
rungs- und Lenkungsmassnahmen 
sein können. (pd/hm)  Seite 7
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OKP-Ausgaben 2022

Sie sollen nicht mehr 
als 2 Prozent steigen
VADUZ Die Regierung hat am Diens-
tag die Verordnung über das Kosten-
ziel in der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung für 2022 geneh-
migt. Demnach sollen die Leistungs-
erbringer im kommenden Jahr unter 
einem Plus von 2 Prozent bleiben. 
Wie aus der Presseaussendung her-
vorgeht, hat die Regierung keine da-
von abweichenden sektoralen Kos-
tenziele festgelegt.  (red/ikr)

Kinder-/Jugendtherapie 

Regierung schaff t 
eine neue Stelle
VADUZ Die Regierung hat am Diens-
tag auf Antrag des Liechtensteini-
schen Krankenkassenverbandes 
(LKV) und des Berufsverbandes der 
Psychologinnen und Psychologen 
Liechtensteins (BPL) eine zusätzliche 
Stelle im Bereich Kinder- und Ju-
gendpsychotherapie genehmigt. Da-
mit stünden ab sofort vier statt bis-
her drei Vollzeitstellen für die psy-
chotherapeutische Versorgung von 
Kindern und Jugendlichen durch 
nichtärztliche Psychotherapeuten 
bereit, heisst es in einer Mitteilung 
des Ministeriums für Gesellschaft 
und Kultur. Die Regierung befürwor-
te aufgrund der angespannten Situa-
tion eine Kapazitätserweiterung im 
Bereich der ambulanten Kinder- und 
Jugendpsychotherapie, obwohl noch 
keine gesamthafte Bedarfsplanung 
im psychiatrischen Bereich vorliegt. 
Die Stelle sei rückwirkend auf den 1. 
November geschaffen worden. LKV 
und BPL haben in ihrem gemeinsa-
men Antrag vom Oktober 2021 aus-
führlich die Versorgungssituation im 
Bereich Kinder- und Jugendpsycho-
therapie dargelegt. Sie stellten schon 
seit einiger Zeit einen steigenden Be-
darf fest, den die bestehenden The-
rapeutinnen nicht zufriedenstellend 
abzudecken vermögen. Die stark ge-
stiegene Behandlungsnachfrage füh-
re zu teilweise langen Wartezeiten 
und bedeute für Therapeutinnen ei-
ne hohe Belastung. Die Coronapan-
demie sei häufig ein zusätzlicher 
Stressfaktor und «Treiber», der be-
stehende psychische Vorbelastungen 
verstärke.  (red/ikr)

Je schneller, desto besser: FBP will 
neue Wege bei der Fahrzeugsteuer
Vorstoss Die FBP-Fraktion 
hat gestern ein Postulat zur 
Umgestaltung der Motorfahr-
zeugsteuer eingereicht – mit 
besonderem Augenmerk auf 
die finanzielle Gleichbehand-
lung von in- und ausländi-
schen Verkehrsteilnehmern, 
aber auch ökologischen 
Komponenten.

VON HANNES MATT

Der Verkehr ist eines der 
grössten Problemkinder 
von Liechtenstein. Hier-
zu keimen bereits die ganz 

grossen Ideen auf, wie etwa das lan-
desweit unterirdische Konzept der 
IG Mobiles Liechtenstein. Solche Pro-
jekte brauchen aber vor allem eines: 
sehr viel Geduld. Dass es auch rasch 
umsetzbare Lösungen braucht, liegt 
auf der Hand. Diesbezüglich hat die 
FBP-Fraktion nun ein Postulat zur 
Umwandlung der Motorfahrzeugs-
steuer eingereicht – nicht ganz uner-
wartet: So hatte der FBP-Abgeordnete 
Sebastian Schädler vor einem Monat 
in einem Standpunkt im «Volksblatt» 
bereits ein kilometerabhängiges Ge-
bührensystem für die Strassennut-
zung zu Spitzenzeiten als prüfens-
werten Ansatz bezeichnet, der sehr 
kurzfristig die MIV-Spitzen zu Stoss-
zeiten reduzieren und damit die At-
traktivität des ÖV erhöhen könnte. So 
stiess die Ankündigung des Vorstos-
ses im November-Landtag auf off ene 
Ohren – nicht nur bei Infrastruktur-
ministerin Graziella Marok-Wachter, 
die sagte, dass der Ansatz bereits ge-
prüft werde.

Abhängigkeiten reduzieren
Road Pricing wird im Mobilitätskon-
zept 2030 zwar erwähnt, jedoch als 
langfristige Massnahme ab 2030 de-
klariert. Wie die FBP-Fraktion im 
Postulat schreibt, sei dem entspre-
chenden Monitoringbericht zu ent-

nehmen, dass keine Aktivitäten zur 
Prüfung oder zur Umsetzung eines 
kilometerabhängigen Modells bis Ja-
nuar 2024 geplant sind. «Durch die 
rasche Umsetzung eines effektiven 
Road-Pricing-Modells könnte die Ab-
hängigkeit von einzelnen Massnah-
men im Mobilitätskonzept jedoch re-
duziert werden oder die Datenbasis 
für eine zielgerechte Verkehrspla-
nung massiv verbessert werden», wie 
es in der Postulatsbegründung weiter 
heisst. «Beispielsweise besteht auch 
Potenzial, dass besonders das be-
triebliche Mobilitätsmanagement 
oder die allgemeine Parkplatzbewirt-
schaftung durch ein Road Pricing er-
leichtert oder gar obsolet wird.» So 
sei die Prüfung und Umsetzung eines 
solchen Systems die zentralste und 
vermutlich effektivste Aufgabe, wel-
che das Amt für Strassenverkehr zum 
Mobilitätskonzept beitragen kann.

Viele technische Möglichkeiten
Was die Umsetzung anbelangt, stün-
den gemäss der Postulanten neben 
einem klassischen analogen Vignet-
tensystem bereits viele moderne und 
preiswerte technische Möglichkeiten 
zur Verfügung. Von einfachen GPS-

Boxen für rund 100 Franken, welche 
in allen Fahrzeugen nachgerüstet 
werden können, oder Handyapps, 
die für weit unter einer Million 
Schweizer Franken programmiert 
werden. Auch kameraunterstützte 
Mautstationen zur Nummernschild-
erkennung seien bereits in vielen 
Ländern Standard. «Diese Hilfsmittel 
bieten neue Möglichkeiten zur zielge-
rechten Kostenbeteiligung, bspw. in 
Abhängigkeit des Nutzungszeitraums 
oder der Kilometerleistung», wie es 
im Postulat heisst. «Auch ökologi-
sche Kategorien, ähnlich der Deut-
schen Umweltplakette sind dabei 
möglich.»
Zur finanziellen Entlastung der Be-
völkerung müsse aber auch gleich-
zeitig eine Absenkung der bestehen-
den Motorfahrzeugsteuer erfolgen. 
So kann eine Umwandlung auch ei-
ne Rückvergütung für Wenig-Fahrer 
sein. «Die gescheiterte ‹Ausländer-
Maut› in Deutschland hat jedoch ge-
zeigt, dass eine Diskriminierung von 
ausländischen Fahrzeughaltern 
nicht zulässig ist», wie die Postulan-
ten schreiben. «Bewirkt das Road 
Pricing jedoch auch bei inländi-
schen Fahrzeughaltern eine lenken-

de Wirkung und werden die Einnah-
men bspw. für die wohnortsunab-
hängige Subventionierung von ÖV-
Tickets verwendet, scheint es sich 
um keine Diskriminierung zu han-
deln.» Die Regierung wird mit dem 
Postulat eingeladen, diese These 
ebenfalls zu prüfen.
Der hohe Motorisierungsgrad der 
liechtensteinischen Bevölkerung las-
se ahnen, dass der inländische MIV-
Anteil sehr nahe an seiner Sätti-
gungsgrenze ist und das steigende 
Verkehrsaufkommen vorwiegend 
auf ausländische Fahrzeuge zurück-
zuführen sei. «Wir sind stolz auf die 
22 000 Pendler, die Hand in Hand 
mit der inländischen Bevölkerung 
für eine stabile und starke Wirt-
schaft verantwortlich sind», wie die 
FBP-Abgeordneten schreiben. «Die 
Sättigung des Verkehrssystems darf 
nicht zur Sättigung unseres Wirt-
schaftswachstums führen. Die Pos-
tulanten sind der Meinung, dass len-
kende Massnahmen unabhängig 
vom Wohnort ihre Wirkung zeigen 
müssen und nur so ein nachhaltiges 
und fortschreitendes Wachstum un-
serer Wirtschaft und unseres Wohl-
standes gewährleistet werden kann.»

Der FBP-Abgeordnete Sebastian Schädler hat sich letzten Monat mit einem Standpunkt zum Thema geäussert. (Faksimile: VB)

FBP aktuell: Standpunkt von Sebastian Schädler

Kilometerabhängige Motorfahrzeugsteuer

Ist es fair, dass Elektro-SUVs 
oder hybride Luxus-SUVs von 
der Motorfahrzeugsteuer be-
freit sind? Ist es fair, dass ein 

Auto, das für private Notfälle in der 
Garage steht, dieselben Kosten ver-
ursacht wie eines, das täglich unse-
re Strassen belastet? Viele Personen 
beantworten diese Fragen mit ei-
nem klaren Nein.

Nicht mehr zeitgemäss
Auch ich bin der Meinung, dass ei-
ne jährliche Pauschalbesteuerung 
der Personenwagen oder gar eine 
Steuerbefreiung von Hybridfahrzeu-
gen nicht mehr zeitgemäss ist und 
die Motorfahrzeugsteuer den aktu-
ellen Herausforderungen des Ver-
kehrschaos sowie der Klimapolitik 
nicht gerecht wird. Mit der zuneh-
menden Elektromobilität, dem stei-
genden Pendleranteil und den güns-
tigeren Tankmöglichkeiten im na-
hen Ausland verlieren die Motor-
fahrzeugsteuer sowie die Mineralöl-
steuer an Bedeutung. Daher erachte 

ich die Umgestaltung der Motor-
fahrzeugsteuer in ein Road-Pricing-
System (kilometerabhängiges Ge-
bührensystem für die Strassennut-
zung zu Spitzenzeiten) als prüfens-
werten Ansatz. Eine finanzielle Zu-
satzbelastung der Bevölkerung 
muss dabei verhindert werden.

«Risiko des Scheiterns» 
ist sehr überschaubar
Durch die rasche Umsetzung eines 
effektiven Road-Pricing-Systems 
könnte die Abhängigkeit von ein-
zelnen Massnahmen im Mobilitäts-
konzept reduziert oder die Daten-
basis für eine zielgerechte Ver-
kehrsplanung massiv verbessert 
werden. Beispielsweise besteht 
auch Potenzial, dass besonders 
das betriebliche Mobilitätsma-
nagement oder die öffentliche 
Parkplatzbewirtschaftung durch 
ein Road-Pricing-System erleich-
tert oder gar überf lüssig werden. 
Auch Diskussionen über die Finanzie-
rung von Mobilitäts- oder Infrastruk-

turprojekten für Grenzgänger werden 
erleichtert, da diese sich über Road-
Pricing-Abgaben bereits im Vorfeld fi-
nanziell an den durch den Verkehr 
verursachten Kosten beteiligen.
Hinzu kommt, dass bei einer profes-
sionellen Umsetzung digitale Lösun-
gen schneller und flächendeckend ih-
re Wirkung zeigen, bevor punktuelle 
Infrastrukturprojekte wie Busspuren 
oder Umfahrungsstrassen überhaupt 
bewilligt sind. Als Pilotprojekt oder 
für Gelegenheitsnutzer könnten bei-
spielsweise eine App oder klassische 
Tagesvignetten mit QR-Codes zur 
Verfügung gestellt werden. Auch las-
sen sich bereits GPS-basierte automa-
tische Abrechnungssysteme kosten-
günstig in Fahrzeuge integrieren. Das 
sogenannte «Risiko des Scheiterns» 
ist somit sehr überschaubar und 
kann für ein vergleichsweise kleines 
Lehrgeld jederzeit rückgängig ge-
macht werden.

Sebastian Schädler,
FBP-Landtagsabgeordneter

«Ich bin der Meinung, dass eine jährliche Pauschalbesteuerung der Personenwa-
gen oder gar eine Steuerbefreiung von Hybridfahrzeugen nicht mehr zeitgemäss 
ist und die Motorfahrzeugsteuer den aktuellen Herausforderungen des Verkehrs-
chaos sowie der Klimapolitik nicht gerecht wird»: Sebastian Schädler, Landtags-
abgeordneter der FBP. (Foto: Michael Zanghellini)

Satellitenprojekt steht wegen VGH-Urteil nicht vor dem Aus
Frequenzen Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) hat in Sachen Satellitenprojekt ein Urteil gefällt. Es soll dem Vernehmen nach die Rechtsauffassung des Amts 
vollends stützen. Aber auch die Gegenseite findet den VGH-Entscheid positiv. Demnach soll ein behördlicher «Abbruch» des Projekts nicht einfach so möglich sein.

VON HANNES MATT

Aufgrund internationaler Bestim-
mungen ist Liechtenstein berech-
tigt, Satelliten-Funkfrequenzen 
nach einem genau regulierten Ver-
fahren abzurufen. Seit mehreren 
Jahren versucht ein chinesisch-euro-
päisches Firmenkonsortium, die be-
gehrten Frequenzen zu sichern – 
Stichwort «Liechtenstein goes Satel-
lite». Angeblich sollen dafür bereits 
rund 100 Millionen Franken inves-
tiert worden sein.
Für das geplante Netzwerk – ein Me-
gaprojekt, das Hunderte Satelliten 
umfassen soll – hat das Amt für Kom-
munikation Anfang 2018 entspre-
chende Frequenzen dem Konsorti-
um zugestanden, allerdings vorläu-
fig. Ziel war es, dass die Betreiber 
des Netzwerkes die technische 
Funktion beweisen und gewährleis-
ten. Sofern dieser Beweis erbracht 
ist, sollte eigentlich das Verfahren 
zur endgültigen Frequenzvergabe 
über die Internationale Fernmeldeu-
nion (ITU) erfolgen – doch es haper-
te, obwohl zwei Satelliten des Kon-
sortiums bereits im All sind. 

Gerichtsgang wegen neuer Auflagen
Da aus Sicht des Amts für Kommuni-
kation nicht genügend Informationen 
vorlagen, hat die Behörde dem Kon-
sortium zusätzliche Auflagen erteilt, 
die vor der Inbetriebnahme der Sa-
telliten erfüllt werden müssen. Das 
Konsortium hat folgend Beschwerde 
bei der Verwaltungsbeschwerdekom-

mission erhoben. Im Mai musste das 
Amt dann auf Weisung der Beschwer-
dekommission die sogenannte «Brin-
ging into use»-Meldung (BIU) mit 
Blick auf die schwindende Frist an 
die ITU übermitteln, ein wichtiger 
Schritt im komplizierten «Meilen-
stein»-Verfahren der ITU zur Inbe-
triebnahme des Systems.

Zweifel beim Amt
Aufgrund der weiteren Auf lagen 
über die sogenannte Ergänzungs-
verfügung fühlte sich das Firmen-
konsortium immer noch benachtei-
ligt und zog auch vor den Verwal-
tungsgerichtshof (VGH). Anfang 
Oktober fand die Verhandlung 
statt. «Wir sehen Verzögerun-
gen am laufenden Band, auf 
Kernfragen erhalten wir 
keine Antwort», brach-
ten die Vertreter des 
Amtes für Kommunika-
tion damals vor. «Wir ha-
ben massive Zweifel am 
Konsortium, dieses Satel-
litensystem zu bauen 
und zu betreiben.» Von 
angeblich nicht zufrie-
denstellenden Business-
plänen, angekündigtem Per-
sonal – das es (noch) nicht gibt –, 
dem Umstand, dass die bestehenden 
zwei Satelliten nun offenbar von 
China registriert wurden, anstatt 
wie angekündigt von Deutschland, 
und Sorgen um mögliche Haftungs-
fragen war vonseiten des Amts für 
Kommunikation die Rede. Die Ver-

treter des Konsortiums sprachen in-
des von einem «Damoklesschwert» – 
denn schliesslich könnte das Amt 
das gesamte Projekt kurzerhand be-
enden, falls nicht alles «auf Punkt 
und Komma» eingehalten werde.
Wie der Leiter des Amts für Kommu-
nikation, Rainer Schnepfleitner, die-
se Woche gegenüber dem «Volks-
blatt» berichtete, hätte der VHG nun 
das Urteil gefällt und darin die 

«Rechtsauffassung des Amts voll-
umfänglich gestützt». 

Nächste Woche will das 
Amt detaillierter darüber 

Auskunft geben.

Widerrufsfrage
Das Konsortium bewertet das 

VGH-Urteil aber ebenfalls als 
positiv. «Die Notwendig-
keit der ursprünglichen 
Beschwerde gegen die 
Verfügung des Amtes für 
Kommunikation ergab 

sich aus der Ankündigung, 
den wichtigen Verfahrensschritt 

der Erklärung des BIU gegenüber 
der ITU nicht rechtzeitig erklären zu 
wollen, obwohl nach Ansicht des 
Konsortiums die Voraussetzungen 
dafür seit Langem vorlagen», wie 
Sprecher Florian Krenkel in einer 
Stellungnahme der Shanghai Space-
com Satellite Technology LTD (SSST) 
nach dem gestrigen Artikel im «Va-
terland» nochmals die Hintergrün-
de erklärt. «Infolge der Beschwerde 
wies die Beschwerdekommission für 
Verwaltungsangelegenheiten der 

Argumentation des Konsortiums fol-
gend das Amt für Kommunikation 
an, BIU zu erklären. Dies erfolgte für 
die beiden relevanten Frequenzen in 
weiterer Folge fristgerecht.» Der 
Weiterzug des Verfahrens an den 
VGH sei aber dennoch notwendig ge-
wesen. «Da das Amt für Kommuni-
kation in der angefochtenen Verfü-
gung die Möglichkeit in den Raum 
gestellt hatte, bei Vorliegen gewisser 
Umstände das Koordinierungsver-
fahren vor der ITU überhaupt einzu-
stellen, was das Ende des Projektes 
bedeutet hätte», wie in der Stellung-
nahme bekräftigt wird. Für das Kon-
sortium sei es deshalb von elementa-
rer Bedeutung gewesen, Klarheit da-
rüber zu schaffen, unter welchen 
Umständen dies möglich sein sollte.
Diese Klarheit hätte der VGH durch 
das Urteil nun vorgenommen, 
schreibt die SSST – etwa, dass das 
Amt für Kommunikation einen Wi-
derruf der Frequenzzuteilung nicht 
auf die vorliegende Verfügung stüt-
zen könne. Dafür wäre laut zitiertem 
Urteilsspruch «eine separate verwal-
tungsrechtliche Verfügung auszu-
sprechen», wogegen man sich mit ei-
nem neuen Rechtsmittelverfahren 
wehren könne.

Rechtssicherheit fürs Konsortium
«Darüber hinaus macht der VGH da-
durch klar, dass es mit seinem vor-
liegenden Urteil keine Aussage darü-
ber trifft, ob die in der angefochte-
nen Verfügung genannten Informa-
tionen tatsächlich ‹erforderlich› 

sind», wie es in der Stellungnahme 
weiter heisst. «An anderer Stelle 
wird festgehalten, dass das Amt für 
Kommunikation die Pflicht hat, all-
fällige Unklarheiten mit dem Kon-
sortium ‹zu erörtern und zu klä-
ren›.» So sei der wesentliche Zweck 
der Beschwerde – nämlich die Schaf-
fung einer gewissen Rechtssicher-
heit und die Klarstellung der Inter-
pretation bestimmter Inhalte der ge-
genständlichen Verfügung – erfüllt 
und für das Konsortium durchaus 
positiv. Ob aufgrund anderer Punkte 
im VGH-Urteil nun eine Beschwerde 
an den Staatsgerichtshof einge-
bracht wird, werde gegenständlich 
von den Anwälten geprüft.
Den Vorwurf, dass das Konsortium 
über keinen ordnungsgemässen 
Businessplan verfügen soll, wird in 
der Stellungnahme ebenfalls abge-
wiesen: «Tatsächlich richtig ist, dass 
das Konsortium schon vor längerer 
Zeit dem Amt für Kommunikation 
einen über 100 Seiten umfassenden 
detaillierten Businessplan vorgelegt 
hat und bis heute noch keine subs-
tanzielle Rückantwort des Amts zum 
Plan vorliegt.» Die notwendige Klä-
rung juristischer Fragen solle 
schlussendlich aber nicht darüber 
hinweg täuschen, dass das Konsorti-
um weiterhin eng und konstruktiv 
mit dem Amt für Kommunikation 
zusammenarbeite und «die Zukunft 
dieses für Liechtenstein und ganz 
Europa so wichtigen Projektes posi-
tiv beurteilt», wie es am Ende der 
Stellungnahme heisst.


